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Bürokratie-Schub wegen SVP-Initiative 
Arbeitgeber warnen: Umsetzung der Zuwanderungsinitiative kostet Wirtschaft bis zwei Milliarden Franken 
Di e Kontingents-Bürokratie 
werde viel mehr kosten als 
vom B un d geschãtzt, sagt 
Valentin Vogt, Prãsident des 
Arbeitgeberverbands. 
Stefan Bühler 

Die Einführung von Hi:ichstzah
len un d Kontingenten für Zuwan
derer aus d er EU wird Steuerzah
!er und Wirtschaft teuer zu ste
hen kommen. Und sie wird die 
Bürokratie weiter aufblahen. Dies 
raumt der Bundesrat ein: «Allein 
die Regulierungskosten für die 

/ 

Unternehmen ki:innten von 20 
auf rund 100 Millionen Franken 
ansteigen», schreibt er in einem 
Bericht mit Bezug auf die Ausga
ben für di e Rekrutierung von Mit
arbeitern im Ausland. Zudem 
zeichne sich wegen der aufwen
digen Bewilligungsverfahren n ur 
schon in der Bundesverwaltung 
«ein Stellenbedarf im dreistelli
gen Bereich» ab. Au eh in den Kan
tanen drohe ein erheblicher 
Mehraufwand. So müssten neu 
bis zu 200 000 Gesuche für er
werbstatige EU- und Efta-Bürger 
bearbeitet werden, darunter au eh 

j ene von 60 000 Grenzgangern. 
Hinzu kãmen rund SO 000 Gesu
che für d en Familiennachzug und 
weitere 16 000 für Studenten. 

Die Kosten für Administration 
und Bürokratie, die der Bundes
rat in seinem Bericht zur Umset
zung d er Zuwanderungsinitiative 
auflistet, sin d !aut de m Arbeitge
berprasident Valentin Vogt aller
dings noch «deutlich zu tief» ver
anschlagt, wie er im Interview 
sagt: «Wenn der Aufwand für ein 
Gesuch 2000 Franken ausmacht, 
wie das meine Erfahrung zeigt, 
und nicht SOO Franken wie vom 

Bundesrat geschatzt, so belaufen 
sich die Kosten auf vier Milliar
den Franken», rechnet er vor. 
«Selbst wenn man einen Rück
gang d er Zuwanderung un d eine 
erhebliche Vereinfachung der Be
willigungsverfahren annimmt -
was ich als zwingend erachte -, 
gehe ich für die Wirtschaft von 
Mehrkosten von einer bis zwei 
Milliarden Franken pro Jahr aus.» 

Entsprechend wenig hãlt Vogt 
vom bundesrãtlichen Vorschlag, 
dass Firmen eine Abgabe bezah
len sollen, wenn sie Mitarbeiter 
im Ausland rekrutieren: Stellten 

Firmen Personen aus dem Aus
land an, taten sie das nicht aus 
Freude, sondern weil hier die 
Fachleute fehlten, sagt der Ar
beitgeberprãsident. 

Auch Jan Atteslander, Ge
schãftsleitungsmitglied von Eco
nomiesuisse, sagt, der Bundesrat 
sei mit seinen Schatzungen «auf 
der vorsichtigen Seite». Denn die 
Firmen müssten mit Wettbe
werbsnachteilen rechnen. Durch 
ein irn Vergleich zur Personenfrei
zügigkeit trages Kontingentsys
tem drohten den Unternehmen 
Auftrage zu entgehen, «weil sie 

nicht rasch genug die geeigneten 
Fachleute anstellen ki:innten». 

Auf der andern Seite sagt 
SVP-Fraktionsprasident Adrian 
Amstutz, er halte wenig von den 
Prognosen des Bundes. Was an 
Aufwand für di e Kontrolle von In
lãndervorrang un d Arbeitsbedin
gungen dazukomme, ki:inne man 
ohne Wirkungsverlust mit dem 
Abbau flankierender Massnah
men kompensieren, sagt er: «Der 
Volksentscheid vom 9. Februar ist 
kein Bürokratie-Monster.» 
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/ Weshalb Gymnasiasten l Ukraine Sturm der Watrenruhe 
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schlecht in Mathe sind 
Kein anderes Fach bereitet 
an d en Schweizer Gymnasien 
so viele Probleme wie die 
Mathematik. Alleine an den 
Schülern liegt das nicht. 
Michael Furger 

Die Zahlen sind besorgniserre
gend. 47 Prozent der Gymnasias
ten haben in den letzten beiden 
Jahren im Kanton Bern eine un
genügende Maturaprüfung in 
Mathematik erhalten. Gesamt
schweizerische Zahlen aus friihe
ren Jahren bestatigen das Pro
blem. In keinem anderen Schul
fach werden so haufig un
genügende Noten geschrieben. 
Die Mathematiklehrer sehen den 

Grund im fehlenden Fleiss und 
Durchhaltewillen der Schüler. Si e 
würden Mathematik bewusst ver
nachlassigen und die schlechten 
No t en mit Leistungen in anderen, 
weniger anspruchsvollen Fa
chern kompensieren. Das heutige 
Maturitatsreglement begünstige 
di ese s Vorgehen. Doch so einfach 
ist die Gleichungnicht. Der Unter
richt der Mathematiklehrer sei 
ebenfalls schuld an der Misere, 
sagen Fachleute. Er sei oft n ur auf 
die guten Mathe-Schüler ausge
richtet. Durchschnittliche Schü
ler würden überfordert und ver
li:iren di e Motivation, was si eh ne
gativ aufihre Leistung auswirke. 
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Die Alzheimer-Forschung 
steckt in einer Sackgasse 
Seit mehr als 20 Jahren arbeitet 
die Pharmaindustrie daran, Medi
kamente gegen Alzheimer zu ent
wickeln. Milliarden Franken hat 
die Suche bereits verschlungen. 
Nach zahlreichen gescheiterten 
Studien verdichten sich nun aber 
die Hinweise, dass sich die For
scherwelt verrannt hat. 

Immer mehr Experten zwei
feln an der Amyloid-Hypothese, 
der vorherrschenden Erklarung 
für die Alzheirnerkrankheit. Diese 

Hintergrund 

besagt, dass Eiweissklumpen im 
Gehirn die Ursache der Demenz 
sind. Fast alle Versuche d er Alz
heimerforschung zielen auf di ese 
Ablagerungen ab. Das Beunruhi
gende: Mittlerweile ist selbst 
J ohn Hardy, d er V at er d er These, 
skeptisch. Ein letzter Versu eh soll 
nun zeigen, ob die Amyloid-Hy
pothese endgiiltig zu Grabe getra
gen werdenmuss. (tlu.) 
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Das Erfolgsrezept 
der Jojo Moyes 
Mit ihren Frauenromanen belegt di e 
Englanderin die Platze l und 2 d er 
Schweizer Bestsellerliste. Seite 27 

N ur Stunden bevor die Waffen 
schweigen sollten, haben sich 
gestern Samstag die Kãmpfe in 
d er Ostukraine wieder ver
schãrft. Raketen schlugen in der 
von der Regierung gehaltenen 

Gemeinsam gegen 
~, den Bischof 

In Bürglen fallen Rebellion und Fasnacht 
zusammen: Di e Urner Gemeinde ist im 
Ausnahmezustand. Seite 12 

Stadt Artemiwsk e in, Hãuser 
standen in Flammen (Bild). Hart 
umkãmpft war auch das Gebiet 
zwischen den Rebellenhochbur
gen Donezk un d Luhansk. Von 
mindestens 20 Todesopfern ist 

di e Rede. D er US-Botschafter in 
Kiew berichtete von russischen 
Truppen, die sich an de n Kãmp
fen beteiligten. Beobachter 
halten den Waffenstillstand für 
ei ne lllusion. Zwar sollen fremde 

Di e Sender d er SRG 
strahlen Programme aus, 
di e schwerlich als 
Dienstleistung an d er 
Offentlichkeit eingestuft 
werden kónnen. 

~~ 

Truppen die Ukraine verlassen. 
Doch weigert sich Mos ka u, sein e 
Militãrs abzuziehen. Offizielle 
Begründung: Diese seien nie in 
d er Ostukraine gewesen. (zzs.) 
Seite S, 24, Kommentar Seite 19 

Hintergrund-Chef Francesco Benini 
fordert, dass die Politik den Service 
public klarer definiert. Seite 17 

Clint Eastwood im Interview: Im neuen 
«Frame» erklart der Republikaner, 
warum er gegen den Irak-Krieg war. 
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